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Bilanz einer 
erfolgreichen 
USA-Reise 
Gute und freundschaftliche Beziehungen zwi- 
schen den USA und der Bundesrepublik liegen 
im nationalen Interesse unseres Landes. Es 
geht deshalb nicht um Anti- oder Proameri- 
kanismus, es geht um die nationalen Interes- 
sen, erklärte Helmut Kohl nach seiner Rück- 
kehr aus den USA am Mittwoch vor der Bun- 
despressekonferenz in Bonn. 

Der Partei- und Fraktionsvorsitzende war am Diens- 
tagmittag direkt vom Flugplatz zur Sitzung der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion gefahren, wo ihm der stell- 
vertretende Fraktionsvorsitzende Friedrich Zimmer- 
mann im Namen der Fraktion unter großem Beifall für 
seine Gespräche in Washington dankte. Helmut Kohl 
habe in der amerikanischen Hauptstadt eine beson- 
ders gute Darstellung der deutschen Politik gegeben. 

Zimmermann wandte sich scharf gegen die Kritik in 
den eigenen Reihen, die zu einem Zeitpunkt erfolgt 
sei, in dem der Vorsitzende in den USA sowohl die 
Sache der Union als auch der deutschen Interessen 
hervorragend vertreten habe. Und das zu einer Zeit, 
da „der Regierungskoalition das Wasser bis zum 
Hals steht". Auch Helmut Kohl wies diese Kritik unter 
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demonstrativem Beifall der Abgeordneten 
mit Nachdruck zurück und gab einen er- 
sten Bericht seiner Reise. Vor der Bun- 
despressekonferenz in Bonn sagte er im 
einzelnen: 
Das Klima der Gespräche war freund- 
schaftlich bis herzlich; es gab eine völlige 
Übereinstimmung in der Beurteilung der 
internationalen Lage und der notwendigen 
Schlußfolgerungen für das Bündnis. 

Die   amerikanischen   Gesprächspart- 
ner in der Regierung und im Kongreß 
sehen in der CDU/CSU als stärkste 
demokratische Partei einen zuverläs- 
sigen Partner. Freundschaft bedeutet 
aber frühzeitige und intensive Konsul- 
tation   und   gegenseitige   Offenheit 
auch bei  möglichen  Meinungsunter- 
schieden. 

Gute und freundschaftliche Beziehungen 
zwischen den USA und der Bundesrepu- 
blik Deutschland liegen im nationalen In- 
teresse unseres Landes.  Die CDU/CSU 
definiert   die   nationalen   Interessen   der 
Bundesrepublik   Deutschland   im   westli- 
chen Bündnis. Nur diese westliche Allianz 
wie   die   Europäische   Gemeinschaft   si- 
chern unsere nationalen Interessen. 

Es geht deshalb nicht um Anti- oder Pro- 
amerikanismus; es geht um die nationalen 
Interessen. 
Völlige Übereinstimmung bestand über 
das Prinzip der gemeinsamen übergreifen- 
den Interessen innerhalb des Bündnisses. 
Die NATO war und bleibt vorrangig ein 
politisches Bündnis freier Demokraten mit 
gleichen Wertvorstellungen von Men- 
schenrecht und Menschenwürde. 

Erst an zweiter Stelle steht die militä- 
rische Verteidigung als dienende 
Funktion für die Sicherung unseres 
Friedens in Freiheit. Der amerikani- 
sche Gewerkschaftsführer Kirkland 
sagte hierzu: „Wir können nicht die 
Werte, aus denen wir leben, von der 
Notwendigkeit trennen, sie zu vertei- 
digen." 

Ich habe allen amerikanischen Gesprächs- 
partnern verdeutlicht, daß der Kommunis- 
mus wie der Neo-Nazismus in der Bun- 
desrepublik keine Chance haben. Aber 
wenn sich eine neutralistische Bewegung 
mit der nationalen Idee verbindet, wäre 
dies eine Bewegung, die vom Westen weg 
zum Osten hinführen würde. 

Deshalb müssen wir in unserer Politik ver- 
stärkt wieder die übereinstimmenden Wer- 
te und Maßstäbe herausstellen, die unsere 
Verfassungsordnung, unsere Deutsch- 
land- und Außenpolitik bestimmt haben. 

Die CDU/CSU ist entschlossen, am Prin- 
zip des Gleichgewichts als Struktur der 
Friedenssicherung festzuhalten. Dazu ge- 
hört die Beschränkung der strategischen 
und der konventionellen Arsenale auf der 
jeweils niedrigsten Stufe. 

Wir sind uns mit der amerikanischen 
Regierung völlig einig, daß eine wirk- 
same Rüstungskontrolle und Abrü- 
stung notwendig sind. Und ich bin 
sehr beeindruckt, mit welcher Ernst- 
haftigkeit und Gründlichkeit die USA 
die TNF- und SALT-Verhandlungen 
vorbereiten, um sie zu einem Erfolg 
zu bringen. Beide Verhandlungsebe- 
nen stehen in einem engen Zusam- 
menhang und müssen als Teile der 
Gesamtkonzeption der Abrüstung ge- 
sehen werden. 

Voraussetzung für einen Verhandlungser- 
folg bleibt die Geschlossenheit des Bünd- 
nisses. Die amerikanische Regierung ist 
deshalb an einer engen Abstimmung mit 
ihrem Bündnispartner interessiert, auch 
wenn dies zeitliche Verzögerungen mit 
sich bringt. 

Die USA stellen keine Vorbedingungen für 
diese Abrüstungsverhandlungen. Sie ha- 
ben bereits in den Vorgesprächen im Au- 
gust konkrete Anfragen an die Sowjetuni- 
on gerichtet und erwarten die sowjetische 
Antwort. 
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Die USA bemühen sich, klare und auch für 
die Öffentlichkeit verständliche Vorschlä- 
ge zu entwickeln, die die Abschreckung 
weiter garantieren sollen. Die schwierigste 
Phase der Verhandlungen wird bis 1983 
darin bestehen, daß die Sowjetunion ver- 
suchen könnte, durch kosmetische Ange- 
bote die Geschlossenheit des Bündnisses 
auf die Probe zu stellen. 

Ich sehe in diesem Zusammenhang 
die Gefahr, daß eine emotionalisierte 
Friedensbewegung, insbesondere in 
der Bundesrepublik Deutschland, wil- 
lentlich oder unwillentlich der sowjeti- 
schen Führung falsche Signale ver- 
mitteln und damit die westliche Ver- 
handlungsseite schwächen könnte. 
Denn Abrüstungsverhandlungen dür- 
fen nicht unter selbstgewähltem Zeit- 
druck und innenpolitischem Erfolgs- 
zwang stehen, wenn sie erfolgreich 
sein sollen. 

Die Beurteilung der Friedensbewegung in 
der Bundesrepublik Deutschland muß 
differenziert sein: 

— Pazifismus aus unterschiedlichen Mo- 
tiven; 
— allgemeine Zukunftsangst, persönlich 
wie politisch begründet; 
— politische Ziele der Kommunisten. 

Übereinstimmung bestand in Wa- 
shington über das Prinzip der partner- 
schaftlichen Arbeitsteilung oder Kon- 
zertierung der Politik im Bündnis. Das 
bedeutet für die Allianz nach innen: 
Ausgleich, Rollen- und Lastenvertei- 
lung; nach außen: Kalkulierbarkeit 
und Stetigkeit der Politik des Bünd- 
nisses; die Einbeziehung der Sowjet- 
union in die weltweite Verantwortung 
für den Frieden. 

Die einzige Alternative dazu wäre die Kon- 
frontation auf ständig höherer Stufe, zu 
unerträglich steigenden Kosten und mit 
wachsenden Risiken. 

Nach der Erfahrung der 70er Jahre 
braucht das Bündnis dringend: 

Q eine gemeinsame Einschätzung der 
politischen Ziele der Sowjetunion; das 
Zählen der Militärmacht der Sowjetunion 
genügt nicht; 

Q eine gemeinsame politische Strategie 
gegenüber der Sowjetunion; 

0 die Koordinierung der Zusammenar- 
beit mit dem Osten wie der Abschreckung 
gegenüber dem Warschauer Pakt; 

0 die Koordinierung der politischen Stra- 
tegie gegenüber der Dritten Welt, im be- 
sonderen gegenüber dem Mittleren 
Osten. 

Gesprächspartner 

Präsident Reagan, 40 Minuten, 
Vizepräsident Bush, 80 Minuten, 
3 Begegnungen mit Außenminister Haig, 
2 Gespräche mit stellvertr. Verteidigungs- 
minister Carlucci, 
Gespräche  über Abrüstung  mit Eugene 
Rostow und Paul Nitze, 
Gespräche  mit  8  Senatoren:  Tower  — 
Nunn — Baker — Glenn usw., 
Streitkräfteausschuß des Senats, 
House Foreign Affairs Committee, 
Gespräche über Wirtschafts- und Finanz- 
fragen: mit Finanzminister Donald Regan 
und anderen 
2 Begegnungen mit Lane Kirkland, AFL- 
CIO. 
Ich habe Wert darauf gelegt, mit beiden 
politischen Parteien zusammenzutreffen: 
Republikaner und Demokraten (z.B. Man- 
att). 
Gespräche in New York mit Dr. Kissinger, 
Generalsekretär Waldheim, UNO-Bot- 
schafterin Kirkpatrick und Vortrag im 
Council on Foreign Relation. 

2 Redaktionsbesuche: Time Magazin und 
Washington Post. 
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INFORMATION 

Besorgnis über neuen 
Asylanten-Zustrom 
Die Grenzen der Aufnahmefähigkeit von 
Asylbewerbern in den Bundesländern sind 
erreicht, wenn nicht sogar schon über- 
schritten. Mit dieser Feststellung forder- 
ten die Innenminister der unionsregierten 
Bundesländer in München die vom Bun- 
desrat vorgeschlagene Beschleunigung 
der Asylverfahren. Der Zustrom an Asyl- 
bewerbern sei erneut erheblich ange- 
wachsen, zur Zeit meldeten sich monat- 
lich wieder über 5 000 Flüchtlinge. 

Mangel an Perspektive 
Ursache der Angst 
Bundespräsident Carstens sieht in dem 
verbreiteten Gefühl der Angst eine Ursa- 
che dafür, daß „manchen nicht die sowje- 
tischen Mittelstreckenraketen, die gegen 
unser Land gerichtet sind, Sorgen berei- 
ten, sondern die amerikanischen Waffen, 
die zu unserem Schutz hier sind". Die Ein- 
stellung mancher zu den Vereinigten Staa- 
ten sei ein Beispiel, zu welchem „irrationa- 
len Verhalten" die Angst die Menschen 
treiben könne. Carstens erklärte das Ge- 
fühl der Angst mit dem Hinweis, anders 
als in der Aufbauphase der Bundesrepu- 
blik nach dem Krieg hätten junge Men- 
schen jetzt keine Ziele vor Augen, die zu 
erreichen es sich lohne. Die politisch Ver- 
antwortlichen, auch die Kirchen, müßten 
einen Beitrag leisten, diese Phase zu 
überwinden und neue Ziele zu zeigen. 

Mehr Zuständigkeit für 
Landesparlamente gefordert 
Der Vorsitzende der CDU-Fraktion im 
Hessischen Landtag, Milde, befürchtet ei- 

ne totale „Kastration" der Landtage, die 
durch die Politik aus Bonn zur völligen Be- 
deutungslosigkeit degradiert würden, weil 
ihnen nur noch die Aufgabe von Ratifizie- 
rungsmaschinen zugewiesen seien. Milde 
kritisierte in Wiesbaden die zentralisti- 
schen Tendenzen des Bundes, immer 
mehr Länderkompetenzen zu überneh- 
men und damit den Grundsatz des Föde- 
ralismus de facto außer Kraft zu setzen. 
Nur noch mühsam verteidigten die Länder 
ihre wenigen verbliebenen Gesetzge- 
bungszuständigkeiten, wie die Schul-, Po- 
lizei- und Rundfunkhoheit, gegen den an- 
haltenden Zugriff Bonns. Der Wildwuchs 
der Gemeinschaftsaufgaben von Bund 
und Ländern müsse zurückgestutzt wer- 
den, forderte Milde. Der Bürger wisse 
längst nicht mehr, wo in Anbetracht der 
„Politikverflechtung" die Verantwortung 
für politische Handlungen liege. 

Obwohl Bonn dem Bundesrat, der Länder- 
kammer also, genügend Mitspracherechte 
vor Erlaß von Bundesgesetzen einräume, 
komme dies nur den Landesregierungen 
und den jeweils zuständigen Zirkeln der 
Fachbürokraten in den Länderministerien 
zugute. Die Parlamente der deutschen 
Bundesländer seien dagegen praktisch 
von der Mitwirkung ausgeschlossen. Die- 
se Entwicklung müsse bald korrigiert wer- 
den, um zu verhindern, daß sich die Bür- 
ger fragten, ob man sich den „teuren Lu- 
xus" von Landesparlamenten und Regie- 
rungen leisten müsse. 

Hände weg von Salzgitter 
Rainer Barzel hat davor gewarnt, die in 
Salzgitter von den Länderjustizverwaltun- 
gen eingerichtete zentrale Erfassungsstel- 
le von Straftaten der DDR-Organe abzu- 
schaffen. Wer diese Stelle auflöse, erklär- 
te Barzel, vermindere den Rechtsschutz 
der Menschenrechte in ganz Deutschland 
und damit die Menschenrechte selbst. 
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HAUSHALT 1982 

Regierungsentwurf bereits nach 
vier Wochen Makulatur 
Auf Vorschlag des Fraktionsvorstan- 
des hat die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion am Dienstag (20. Oktober 
1981) eine Entschließung verab- 
schiedet, mit der die Bundesregie- 
rung aufgefordert wird, einen Ergän- 
zungshaushalt einzubringen. Die von 
der Bundesregierung im September 
vorgelegten Zahlen sind Makulatur. 
Der Haushaltsentwurf 1982 ist be- 
reits einen Monat nach der ersten 
Lesung im Deutschen Bundestag 
nicht mehr beratungsfähig. Das Par- 
lament und die Bürger unseres Lan- 
des sind von der Bundesregierung 
und der sie tragenden Koalition ge- 
täuscht worden. 

Da der Haushalt 1982 und die Haus- 
haltsgesetze nur im Zusammenhang 

beurteilt werden können, wird die CDU/ 
CSU-Fraktion einer abschließenden Be- 
handlung aller Gesetze in den Ausschüs- 
sen des Bundestages nicht zustimmen, 
bevor die Bundesregierung korrekte Zah- 
len vorgelegt hat. Das Vorhaben der SPD, 
die den Haushaltsentwurf 1982 begleiten- 
den Gesetze bereits am 12./13. November 
abschließend im Bundestag zu behandeln, 
stellt eine beispiellose Mißachtung des 
Parlaments dar. Denn die Beratungen 
über den Haushalt 1982 und die Haus- 
haltssicherungsgesetze müssen ganz von 
Vorn beginnen. 

Hierzu Hansjörg Häfele, der finanzpoliti- 
sche Sprecher der Fraktion: Gerade vier 
Wochen ist es her, daß die Bundesregie- 
rung nach langem Hick-Hack endlich ei- 

nen „ausgeglichenen" Haushalt 1982 vor- 
legte. Das Wort „ausgeglichen" war schon 
damals Kosmetik bei einer Neuverschul- 
dung von 26 Milliarden Mark. Jetzt zeigt 
sich, daß nicht einmal auf dieses Zahlen- 
werk Verlaß ist. Jetzt sind es mindestens 
sieben Milliarden Mark, die 1982 zusätz- 
lich im Haushalt fehlen. 
Damit werden die Warnungen der CDU/ 
CSU rasch bestätigt. Das Mißtrauen muß 
allenthalben wachsen, daß die Bundesre- 
gierung in den kommenden Jahren die 
Staatsverschuldung nicht mehr in den 
Griff bekommt. Sie bringt die Kraft zu ra- 
schem und durchgreifendem Handeln 
nicht auf. Statt dessen sucht sie offenbar 
das Heil in zusätzlichen Gewinnablieferun- 
gen der Bundesbank — über trotz größter 
Bedenken bereits in den Haushalt einge- 
stellten 6,1 Milliarden Mark hinaus. Auch 
neue Abgabenerhöhungen und die Aus- 
weitung der Verschuldung aus „konjunk- 
turellen" Gründen sind im Gespräch. Als 
ob wir nicht inzwischen eine Dauerkrise 
hätten! 
Dies sind keine Lösung, sondern Aus- 
flüchte und Flickschusterei. Wer wie die 
SPD/FDP-Bundesregierung die „Haus- 
haltswahrheit" alle vier Wochen scheib- 

' chenweise verändert, hat das Vertrauen 
verloren. Zur notwendigen „Wende" in der 
Finanzpolitik ist die von SPD und FDP ge- 
tragene Bundesregierung nicht mehr fä- 
hig. 
Ministerpräsident Gerhard Stoltenberg 
stellte fest: Schon Anfang September ha- 
ben sowohl die Unionsparteien wie auch 
viele unabhängige Kommentatoren auf die 
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jetzt unübersehbaren Schwächen des 
Haushaltsentwurfs hingewiesen. Es war 
ein schwerer Fehler der Bundesregierung, 
den Etat 1982 auf viel zu optimistische An- 
nahmen aufzubauen und erkennbare ge- 
setzliche oder vertragliche Verpflichtun- 
gen zu übersehen. 
Man muß davon ausgehen, daß auch die 
nunmehr genannten gesetzlichen Bela- 
stungen noch nicht die endgültigen Grö- 
ßenordnungen darstellen. So wird der 
Bundesverteidigungsminister schon in 
Kürze mehr Anforderungen geltend ma- 
chen müssen, um die laufenden Verpflich- 
tungen finanzieren zu können. 

Die schon im Oktober 1981 entstandene 
Krise um den Haushalt 1982 bestätigt die 
Auffassung der Union, daß weitere Ein- 
sparungen bei Leistungsgesetzen und 
Subventionen dringend geboten sind. Ei- 
ne erneute Erhöhung der Kreditaufnahme 
macht die Chance für eine Zinssenkung 
zunichte. 
Die Bundesregierung muß Bundestag und 
Bundesrat unverzüglich eine ergänzende 
Vorlage mit realistischen und unge- 
schminkten Zahlen zuleiten. Zu begrüßen 
ist die von einigen Finanzpolitikern der 
SPD und FDP ausgesprochene Bereit- 
schaft, wichtige Sparvorschläge des Bun- 
desrats aufzunehmen, um Bund, Länder 
und Gemeinden von bestimmten nicht 
mehr finanzierbaren Ausgaben zu entla- 
sten. 
Ministerpräsident Lothar Späth erklärte: 
Noch sucht die Bundesregierung offenbar 
ihr Heil in Ausflüchten. Dazu gehört vor al- 
lem die Idee, den außergewöhnlichen Ge- 
winn der Bundesbank, der sich so in den 
nächsten Jahren mit Sicherheit nicht wie- 
derholen wird, voll zur Finanzierung des 
Haushalts 1982 heranzuziehen. Der Sach- 
verständigenrat hat; demgegenüber vorge- 
schlagen, den Bundesbankgewinn gleich- 
mäßig für mehrere Haushaltsjahre zu ver- 
wenden, was der einzig sinnvolle Weg ist. 

Die Bundesregierung muß sich jetzt end- 
lich zu der Einsicht durchringen, daß we- 
der höhere Steuern noch Bundesbank ihr 
dauerhaft aus der Misere helfen, sondern 
allein Ausgabenkürzungen großen Ausma- 
ßes. Die Union hat ihr mit dem Vorschlag 
einer fünfprozentigen Kürzung aller Sub- 
ventionen und Leistungsgesetze die Rich- 
tung dafür gewiesen. Ebenso haben wir 
mit unserer Forderung, die Zinsen für Alt- 
darlehen im sozialen Wohnungsbau auf 
Kapitalmarktniveau anzuheben, die Mög- 
lichkeit eines kurzfristigen Kapitalrückflus- 
ses von über drei Milliarden Mark mit er- 
heblichen beschäftigungspolitischen Aus- 
wirkungen auf dem Wohnungsbausektor 
vorgezeichnet. 
Die CDU/CSU wird es nicht hinnehmen, 
daß sich die Bundesregierung durch Pläne 
zur Steuererhöhung um eine dauerhafte 
Sanierung des strukturell völlig ungleich- 
gewichtigen Bundeshaushalts drückt. 
Ebensowenig wird die Union akzeptieren, 
daß der Bundeshaushalt in den nächsten 
Jahren bei unveränderter konsumtiver Dy- 
namik im investiven Bereich praktisch ei- 
nen Stillstand erleidet. Damit würde der 
letzte Rest finanzpolitischer Manövrierfä- 
higkeit verspielt. 
Zitat: Es gibt in der Nachkriegszeit wohl 
kaum einen Bonner Finanzminister, der 
sich so häufig und so nachhaltig irrte wie 
Hans Matthöfer. Gewiß agierten seine Vor- 
gänger teils unter leichter überschauba- 
ren wirtschaftlichen Bedingungen, aber 
das entschuldigt seine ständige Falsch- 
münzerei nicht. Sie läßt sich auch nicht 
mit koalitionspolitischen Argumenten 
rechtfertigen. Eine Regierung, gleich wel- 
cher Couleur, muß finanzpolitischen Reali- 
täten ins Auge sehen können. Und auch 
die Bevölkerung erwartet schonungslose 
Information über die tatsächliche Situation 
der öffentlichen Finanzen. 

(Der Platow Brief, unabhängiger Wirt- 
schaftsdienst, 16. Oktober 1981) 
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WIRTSCHAFT 

Keine neuen staatlichen 
Ausgabenprogramme beschließen 
Eine Wiederbelebung des Wirt- 
schaftswachstums und ein nachhalti- 
ger Abbau der Arbeitslosigkeit sind 
nur auf der Grundlage gesunder 
Staatsfinanzen möglich, erklärt Theo 
Waigel, wirtschaftspolitischer Spre- 
cher der Bundestagsfraktion, zu ei- 
ner großen Anfrage der CDU/CSU 
zur „Internationalen Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Wirtschaft". 

Eine spürbare Verringerung der Netto- 
verschuldung und eine Reduzierung 

des Staatsanteils am Sozialprodukt durch 
Beschneidung der staatlichen Ausgaben 
dürfen jedoch nicht in bloßen Etatismus 
münden. Der Sanierung unserer Staatsfi- 
nanzen kommt deshalb keine finale, son- 
dern eine instrumentale Bedeutung zu. 
Gerade im Hinblick auf die von staatlichen 
Ausgabenkürzungen betroffenen Grup- 
pen unserer Bevölkerung muß deshalb 
klargelegt werden, daß durch einschnei- 
dende haushaltspolitische Entscheidun- 
gen letztlich die Voraussetzungen für eine 
Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung geschaffen werden. 
In mittelfristiger Hinsicht lassen sich die 
Wachstums- und Beschäftigungsproble- 
me der deutschen Wirtschaft nachhaltig 
und dauerhaft nur durch eine Ankurbelung 
der privaten Investitionen lösen. Insofern 
stimmt die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
den jüngsten beschäftigungspolitischen 
Thesen der FDP zu. Das von der FDP vor- 
geschlagene Herumbasteln an der Le- 
bensarbeitszeit ist demgegenüber kein 
geeignetes    Mittel;    arbeitszeitrechtliche 

Maßnahmen gehören vielmehr in den Be- 
reich der Sozialpolitik und fallen zudem 
vorrangig in den Verantwortungsbereich 
der Tarifpartner. 
Wie die Erfahrung seit 1974 gezeigt hat, 
lassen sich die Wachstums- und Be- 
schäftigungsprobleme nicht durch kredit- 
finanzierte und schon gar nicht, wie jüngst 
vorgeschlagen, durch mit höheren Steu- 
ern finanzierte öffentliche Ausgabenpro- 
gramme lösen. Deshalb lehnt die CDU/ 
CSU-Fraktion — auch wenn es kurzfristig 
noch einmal zu einer Verschärfung der 
Beschäftigungsprobleme kommt — neue 
staatliche Ausgabenprogramme ab. 

Eine Ankurbelung der privaten Investitio- 
nen erfordert die Schaffung günstiger ge- 
samtwirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
in den Bereichen Haushalts-, Steuer-, For- 
schungs-, Energie- und Außenwirtschafts- 
politik für die privaten Investitionen und ei- 
nen konsequenten Abbau aller die priva- 
ten Investitionen hemmenden Faktoren. 

Kürzer gefaßt: Eine dauerhafte Lösung 
der Wachstums- und Beschäftigungspro- 
bleme ist nur möglich über eine Verbesse- 
rung der Angebotsbedingungen. Ange- 
sichts unserer außenwirtschaftlichen Ver- 
flechtung kann dies nur über eine Verbes- 
serung der internationalen Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft erfol- 
gen. 
Unsere Wirtschaft sieht sich seit gerau- 
mer Zeit grundlegend veränderten welt- 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ge- 
genüber. Das nur zur Hälfte aus der ge- 
stiegenen Ölimportrechnung resultierende 
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Leistungsbilanzdefizit weist auf eine Ge- 
fährdung unserer internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit hin. Auch wenn die deut- 
sche Handelsbilanz jüngst wieder ein po- 
sitiveres Bild aufweist, muß doch noch 
über Jahre hinweg mit einem Defizit in der 
Leistungsbilanz gerechnet werden. Ange- 
sichts dieser Entwicklungstendenzen ge- 
winnen die Fragen nach dem Vordringen 
ausländischer Anbieter auf den heimi- 
schen Märkten, nach den Technologiede- 
fiziten unserer Wirtschaft gegenüber aus- 
ländischen Konkurrenten, nach der anhal- 
tenden Investitionslücke und nach der zu- 
nehmenden Überalterung unserer Produk- 
tionsanlagen zunehmend an Bedeutung. 
Hinzu kommen die gravierenden Beschäf- 
tigungsprobleme, die sich aus der kon- 
junkturellen Schwächeperiode, aber auch 
aus der demographischen Entwicklung 
und aus zahlreichen sektoralen Anpas- 
sungsprozessen ergeben haben. 

Nach Auffassung der CDU/CSU-Fraktion 
lassen sich die wirtschaftlichen Probleme 
nur durch eine Ankurbelung der privaten 
Investitionen und durch eine die Lei- 
stungsbereitschaft der Arbeitnehmer be- 
lohnende Politik lösen. Dringlich erforder- 
lich ist die Stärkung der privaten Investi- 
tionsneigung, 
— indem die Staatsfinanzen saniert und 
damit wieder die Spielräume für private In- 
vestitionen geschaffen werden, 
— indem die politischen Investitions- 
hemmnisse in den Bereichen Wohnungs- 
bau, Kraftwerksbau und Ausbau der Tele- 
kommunikation abgebaut werden, 
— indem die steuerlichen Rahmenbedin- 
gungen für private Investitionen durch ei- 
ne Umstrukturierung des Steuersystems 
verbessert werden und 
— indem die Wirtschafts- und Finanzpoli- 
tik längerfristig kalkulierbar gestaltet und 
somit das verlorengegangene Vertrauen in 
die Wirtschafts- und Finanzpolitik wieder 
geschaffen wird. 

LÄRMSCHUTZ 

Unfähigkeit der 
Regierung läßt Gesetz 
scheitern 
Zu der Meldung, die Bundesregie- 
rung werde das geplante Verkehrs- 
lärmschutzgesetz nicht vorlegen, er- 
klärt der innen- und umweltpoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Carl-Dieter Spran- 
ger: 
Nachdem die Bundesregierung die ihr 

bereits 1974 in § 43 Bundesimmis- 
sionsschutzgesetz eingeräumte Ermächti- 
gung, durch Rechtsverordnung Lärm- 
schutz bei Bau und wesentlichen Verän- 
derungen von Straßen und Schienenwe- 
gen sicherzustellen, jahrelang nicht ge- 
nutzt und 1978 einen Gesetzentwurf vor- 
gelegt hatte, der 1980 an unüberbrückba- 
ren Meinungsverschiedenheiten zwischen 
FDP und SPD scheiterte, erklärte die Bun- 
desregierung zu Beginn der neuen Legis- 
laturperiode: Zusätzlicher Lärmschutz an 
Verkehrswegen und Gebäuden, der soge- 
nannte passive Lärmschutz also, sei nach 
wie vor dringlich. 
Ein Jahr später wirft der von der SPD ge- 
stellte Verkehrsminister, der auch Vorsit- 
zender der Umweltschutzkommission 
beim SPD-Präsidium ist, das Handtuch: Er 
habe „die Hoffnung" auf ein Gesetz zur 
Bekämpfung des Verkehrslärms aufgege- 
ben. Er hält weitere Verkehrslärmbekämp- 
fung für unbezahlbar. 
Bleibt festzustellen: Mißwirtschaft und 
Entschlußlosigkeit dieser Bundesregie- 
rung haben uns hierhin gebracht. CDU 
und CSU werden sich mit diesem Bankrott 
nicht abfinden und weiter für angemesse- 
nen und finanzierbaren Lärmschutz eintre- 
ten. 
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i KOALITION 

Eigenheimbauer werden 
erneut getäuscht 
uie in der Bundesregierung aufgestellte 
Erwägung, die Anhebung der Höchstgren- 
zen beim § 7b erst ein Jahr später, also 
6rst 1983, in Kraft treten zu lassen, ist un- 
9eeignet, das neuerliche Milliardenloch im 
Haushalt 1982 zu stopfen, erklärte der 
Wohnungspolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, MdB Friedrich- 
Adolf Jahn. Jede weitere Verzögerung 
Wird sich wie eine Investitionsbremse aus- 
wirken. Steuerliche Anreize zur Belegung 
ties Eigenheimbaus sind gerade jetzt not- 
wendig, um Investoren angesichts der 
^ach wie vor hohen Zinsen zu entlasten 
ünd die Bauwirtschaft anzukurbeln. 
Viele Bauherren, die im Vertrauen auf die 
beabsichtigten Verbesserungen den Bau- 
beginn hinausgeschoben haben, werden 
enttäuscht. Die Bundesregierung macht 
s'ch vollends unglaubwürdig, wenn sie 
nOch im Mai jede Anhebung der Abschrei- 
bungshöchstbeträge ablehnte, dann im 
September unter Hinweis auf die zu er- 
wartende erforderliche Investitiontätigkeit 
Verbesserungen beschloß und jetzt im 
Oktober eine Hinausschiebung glaubt ver- 
antworten zu können. Dieses ständige Hin 
^nd Her ist Ausdruck einer unsoliden 
^aushaltspolitik, die auf dem Rücken der 
Eigenheimbauer ausgetragen wird. 

£wei Millionen für Makulatur 
*ür Zeit läßt die Bundesregierung für 
2 143 000 Mark eine Zeitungsbeilage ver- 
teilen, mit der sie die Beschlüsse des Ka- 
binetts vom 273. September zum Bundes- 
haushalt '82 unter die Leute bringt. „Mit 
dieser Information will die Bundesregie- 
rung es Ihnen erleichtern, einen Überblick 
^ber die sehr vielfältigen finanz- und be- 

schäftigungspolitischen Maßnahmen zu 
gewinnen", heißt es da. 
Angesichts der neu aufgetretenen Finan- 
zierungslücke von z. Z. mehr als sieben 
Milliarden DM werden jedoch die vielfälti- 
gen finanz- und beschäftigungspolitischen 
Maßnahmen am Ende der Beratungen 
durch Bundestag und Bundesrat völlig an- 
ders aussehen, als in der Broschüre vor- 
gestellt. Daß im Endeffekt die Bürger dann 
für über zwei Millionen Mark Makulatur in 
Händen halten werden, stört offenbar nie- 
manden im Regierungslager, stellt hierzu 
MdB Reinhard Metz fest. 
Im Gegenteil: 1982 soll der Etat des Pres- 
se- und Informationsamtes der Bundesre- 
gierung 14,8 Millionen Mark — das sind 
2,5 Millionen Mark mehr als im vergange- 
nen Jahr — für seine allgemeine Öffent- 
lichkeitsarbeit im Inland betragen. Ein 
CDU/CSU-Antrag, die Mittel deutlich zu- 
rückzuschrauben, wurde von SPD und 
FDP im Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages abgelehnt. 
1980 hat die Bundesregierung fast 29 Mil- 
lionen Broschüren produziert. Darin wird 
beispielsweise mitgeteilt, niemand müsse 
„sich Sorgen machen, die Bundesrepublik 
Deutschland treibe einer Finanzkrise ent- 
gegen". 

SPD-Schachzug 
gegen Schmidt 
Willy Brandt veranlaßte SPD-Bundesge- 
schäftsführer Glotz, den 33jährigen Wolf- 
gang Biermann, Ex-Juso-Chef in Berlin, 
ausgerechnet als sicherheitspolitischen 
Projektleiter in die Bonner SPD-Zentrale 
zu berufen! Biermann gilt als einer der 
härtesten Gegner des Kanzlers in der 
SPD! 
Biermann hat beim niedersächsischen 
SPD-Vorsitzenden Peter von Oertzen stu- 
diert. Er bezeichnet sich als Geschäftsfüh- 
rer der „Berliner Initiative für Frieden, In- 

. 
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ternationalen Ausgleich und Sicherheit" 
(BIFIAS). Führende Sozialdemokraten ha- 
ben die Mitarbeit in dieser Organisation 
als „unvereinbar mit der SPD-Mitglied- 
schaft" bezeichnet! In der linksextremisti- 
schen Westberliner Zeitung  „Die  Neue" 
wurde Biermann als Kontaktadresse für 
die Organisation der Teilnahme an der 
Bonner „Friedensdemo" genannt. 
Als stellvertretender SPD-Vorsitzender 
hat Bundeskanzler Schmidt eigentlich An- 
spruch darauf, daß ihm die sicherheitspoli- 
tische Kommission der Partei und ihre 
Projektleiter zuarbeiten. Nach der Beru- 
fung Biermanns entfällt diese bisher um- 
fangreich genutzte Zuarbeit. 

Einflußagenten 
Um der von linken Gruppierungen zu- 
nehmend geschürten antiamerikanischen 
Stimmung in der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenzuwirken, hat das 
US-Außenministerium jetzt führenden Po- 
litikern in Bonn eine Studie mit Erkennt- 
nissen amerikanischer Nachrichtendien- 
ste über die Tätigkeit sowjetischer Einfluß- 
agenten zugehen lassen. 
Danach hat der sowjetische Geheimdienst 
KGB in der letzten Zeit die Abteilung 
„Dienste A" erheblich ausgebaut, um, wie 
es in der Studie heißt, zur Förderung so- 
wjetischer politischer Ziele zunehmend 
Einfluß auf Vorgänge im Westen nehmen 
zu können. 

Hausbesetzungen meist unter 
Führung der DKP 
In Hamburg standen bisher solche Haus- 
besetzungen nach den Worten von Ham- 
burgs Innensenator Alfons Pawelczyk 
(SPD) „eindeutig im Vordergrund", die von 
der DKP geführt wurden. Kaum einer „aus 
der sogenannten Hausbesetzerszene lei- 
det selbst unter akuter Wohnraumnot", 
sagte Pawelczyk in einem Interview. 

Berliner FDP in Finanznot 
Die etwa 2 260 Mitglieder starke Berliner 
FDP steckt in finanziellen Schwierigkeiter1 

und muß sparen. Dem erst seit Anfang 
des Jahres amtierenden Parteisprecher 
und Chefredakteur des Parteiblattes „Ber- 
liner Liberale Zeitung", Langrock, wurde 
deshalb aus finanziellen Gründen zutf 
Jahresende gekündigt. Die Landesge- 
schäftsführerin Karin Wicke, die ihren Po- 
sten ebenfalls zum Jahresanfang antrat 
kehrt aus dem gleichen Grund AnfanO 
1982 ins Bonner Bundesbildungsministe- 
rium zurück. 

Bonn sieht tatenlos zu 
Erneut haben DDR-Behörden einem dpa' 
Korrespondenten die Berichterstattung 
über eine Synodal-Tagung der evangeli- 
schen Kirche in Sachsen untersagt. Hier- 
zu erklärte Olaf von Wrangel, stellvertre- 
tender Vorsitzender im Ausschuß für ini 
nerdeutsche Beziehungen des Deutscher 
Bundestages: Immer häufiger kommt e$ 
zu einer willkürlichen Blockierung der Be- 
richterstattung aus der DDR. Leider sieht 
es so aus, als ob ein vertragswidriges Ver- 
halten der DDR inzwischen als Selbstver- 
ständlichkeit angesehen wird — als ein6 

jener Realitäten, von denen man auszuge- 
hen habe. Wenn die Bundesregierung hief 

jetzt nicht mit allem Nachdruck interve- 
niert und es nicht bloß bei einem Routine- 
protest bewenden läßt, dann trägt sie die 
Mitverantwortung dafür, daß die inner- 
deutschen Verträge und Vereinbarungen 
zu einer Hülle ohne Inhalt werden. 

USPD bald bundesweit 
Anfang Dezember wollen sich die links 
von der SPD stehenden „Unabhängige!1 

Sozialdemokraten" (USPD) bundesweit 
als neue Partei etablieren. Dies bestätigte 
einer der Sprecher der Organisation, die 
inzwischen allein in Hessen über 2 00Ö 
Sympathisanten hat. 
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t JUNGE UNION 

Engagierte und selbstkritische Töne 
auf dem Deutschlandtag 
Der Deutschlandtag der Jungen Uni- 
on vom 16. bis 18. Oktober 1981 in 
den Kölner Messehallen sah lebhafte 
Und engagierte Delegierte wie selten 
*uvor. Manche verstiegen sich zu 
der Behauptung, dieser Kongreß 
Werde in die Geschichte des Verban- 
des eingehen; aber auch der alte 
Und neue Bundesvorsitzende Mat- 
thias Wissmann griff das Stichwort 
Von einem „neuen Aufbruch" auf, 
Heißt es in dem Bericht der JU über 
ihren Deutschländtag. 

Der neue Jugendprotest, die leiden- 
schaftliche Diskussion um den Frie- 

den zeichnen auch ihre Spuren in einen 
Verband, der — wie Wissmann ausdrück- 
Mch feststellte — sich denen besonders 
verbunden fühlt, „die dieser Gesellschaft 
nicht den Rücken kehren, sondern in ihr 
und mit ihr leben" und „aus einer positiven 
Einstellung heraus verbessern, verändern 
Und gestalten wollen". 
In seinem politischen Rechenschaftsbe- 
richt begründete Matthias Wissmann das 
Motto des Deutschlandtages „Wir wollen 
den Frieden" mit den Worten: „Damit wol- 
•en wir sagen, daß niemand für sich das 
Monopol auf .Friedenspolitik' in Anspruch 
nehmen kann. Jeder Deutsche, der genü- 
gend Verstand und Herz hat, will den Frie- 
den. Nicht die eine oder andere Gruppe, 
Wir alle sind Friedensbewegung." 
«Wir würden lieber heute als morgen dafür 
eintreten, alle Waffen zu verschrotten, 
Wenn auch die Sowjetunion zu einem sol- 
chen Schritt bereit wäre." Wissmann ver- 

wahrte sich zugleich gegen eine „Position 
der geistigen Neutralität zwischen den 
USA und der UdSSR" und gegen eine mo- 
ralische Gleichstellung beider Staaten. 
Die anschließende Aussprache zum Re- 
chenschaftsbericht vermittelte vielen ein 
ganz neues JU-Gefühl, weil, wie ein hessi- 
scher Delegierter formulierte, mit der Tra- 
dition des Schweigens zum Rechen- 
schaftsbericht radikal gebrochen wurde. 
Die pauschale Verurteilung der Demon- 
stration vom 10. Oktober als „Volksfront", 
schon zuvor von Wissmann zurückgewie- 
sen, wirkte als Katalysator von Unzufrie- 
denheit und Selbstkritik. Manche Dele- 
gierte bedrückte das Gefühl, die Union ha- 
be ihre Dialogfähigkeit mit breiten Schich- 
ten unzufriedener Jugendlicher eingebüßt. 

Wissmann hatte im Rechenschaftsbericht 
darauf hingewiesen, daß das Thema „Ju- 
gend" nicht nur auf Schul- und Bildungs- 
politik verkürzt werden dürfe, sondern 
auch Konzepte zur Jugendarbeit und eine 
Auseinandersetzung mit den Jugendunru- 
hen enthalten müsse. Er verwies auf einen 
Antrag der Jungen Union, ein zusätzliches 
Kapitel hierzu in den Leitantrag des Partei- 
tages einzufügen. 
Auf besonderes Interesse stieß auch die 
Diskussion zum Motto des Deutschlandta- 
ges, an der neben JU-Bundesvorstands- 
mitglieder, unter Leitung des ausschei- 
denden stellvertretenden Vorsitzenden El- 
mar Brok, u. a. der stellvertretende Partei- 
vorsitzende Lothar Späth, der Sowjetex- 
perte Prof. Dr. Wolfgang Leonhard und 
Andreas Zumach von der Aktion Sühne- 
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zeichen, einer der Hauptverantwortlichen 
der Demonstration vom 10. Oktober, teil- 
nahmen. Der baden-württembergische Mi- 
nisterpräsident erläuterte die Position der 
Union in einer differenzierten Weise. An- 
dreas Zumach konnte die verhaltene ge- 
fühlsmäßige Sympathie vieler Delegierten 
bei kritischer Infragestellung seiner politi- 
schen Position erfahren. 

Der Deutschlandtag der Jungen Union 
konnte auch diesmal wieder eine Vielzahl 
prominenter Vertreter der Partei begrüßen 
— neben dem baden-württembergischen 
Ministerpräsidenten z. B. auch Rainer Bar- 
zel und Norbert Blüm, Bernhard Worms, 
Heiner Geißler und Gerhard Stoltenberg. 
Der Ministerpräsident von Schleswig-Hol- 
stein trug eine nüchtern-kritische Be- 
standsaufnahme der wirtschafts- und fi- 
nanzpolitischen Versäumnisse der Bonner 
Koalition vor. Der Generalsekretär der 
CDU sprach sich im Sinne der Jungen 
Union für eine differenzierte Politik und 
gegen Antworten mit dem Holzhammer 
aus. 

Die am Samstagabend und Sonntagvor- 
mittag sachlich und nüchtern abgewickel- 
te Diskussion und Beschlußfassung zu 
den Hauptanträgen, dem „Entwicklungs- 
politischen Programm", dem „Sicherheits- 
politischen Programm" und dem Antrag 
zur Novellierung des Wehrdienstgesetzes, 
zeigt, daß es der Jungen Union darum 
geht, auf die Ängste und Nöte junger 
Menschen einzugehen, sie ernst zu neh- 
men, um sie persönlich und politisch zu 
bewältigen. Es geht um Akzente des Stils, 
der Ansprache, es geht um die Chance, 
im Gespräch zu bleiben. Es geht nicht um 
eine Änderung der Grundsätze der Frie- 
dens- und Sicherheitspolitik oder der Ent- 
wicklungspolitik. 

In ihrem verabschiedeten Entwicklungs- 
politischen Programm richtet sich die Jun- 
ge Union als ein den christlichen Grund- 
sätzen verpflichteter Verband aus an ihrer 

Verantwortung für den Nächsten, d. h. ins- 
besondere für die Verwirklichung der 
Menschenrechte und Würde der unterpri' 
vilegierten Mehrheit dieser Welt. Der 
Deutschlandtag sprach sich dagegen aus, 
die Entwicklungspolitik der — nationalen 
Interessen dienenden — Außen- und Si- 
cherheitspolitik unseres Staates unterzu- 
ordnen. Entwicklungspolitik müsse viel- 
mehr an den Grundbedürfnissen der Emp' 
fänger orientiert sein. 

In ihrem Sicherheitspolitischen Program^ 
bekennt sich die Junge Union dazu, daß 
nur durch die NATO und die Verteidi- 
gungsbereitschaft des Westens auf ab- 
sehbare Zeit Frieden in Freiheit zu schüt- 
zen sind. Sie tritt ein für den NATO-Dop- 
pelbeschluß zur Nachrüstung, in der Hoff- 
nung, diese durch Abrüstung des Ostens 
vermeiden zu können. Sie fordert die Mit- 
glieder der NATO auf, die Neutronenwaffe 
in die Abrüstungsverhandlungen einzube- 
ziehen und bei entsprechenden Gegenlei- 
stungen des Warschauer Paktes auf sie 
zu verzichten. 

Die JU forderte eine Novellierung des 
Wehrpflichtgesetzes mit dem Ziel: „Bei 
Beibehaltung des Vorranges der allgemei- 
nen Wehrpflicht ist die Gewissensprüfung 
von denjenigen abzuschaffen, die von ih- 
rem Recht auf Verweigerung des Wehr- 
dienstes Gebrauch machen. ... Die Dauer 
des Zivildienstes ist auf 21 Monate ... zu 
erhöhen." 

Die Junge Union verkennt — bei allem 
Friedenswillen — nicht den qualitativen 
Unterschied von Ost und West. Deshalb 
hat der Deutschlandtag einstimmig be- 
schlossen, sich der „Aktion für Frieden 
und Menschenrechte" anzuschließen und 
am 22. November 1981 in Bonn anläßlich 
des Breschnew-Besuchs für Frieden und 
Menschenrechte zu demonstrieren. Die 
Junge Union ruft die eigenen Mitglieder, 
aber auch alle Gliederungen der Partei zur 
Teilnahme auf. 
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> BUNDESFACHAUSSCHÜSSE  

Die Partei mobilisiert 
den Sachverstand ihrer Mitglieder 
u'e über 700 000 Mitglieder der CDU 
•"^präsentieren ein großes Maß an 
Sachverstand. Dieser darf nicht 
brachliegen; er muß für die Arbeit 
der Partei mobilisiert werden. Die- 
sem Ziel dient die Einrichtung von 
Arbeitskreisen und Fachausschüs- 
sen auf allen Ebenen der Partei. 

Politische Entscheidungen obliegen 
den demokratisch gewählten Partei- 

9remien. Damit diese Entscheidungen je- 
doch auf einer gründlich untersuchten Ba- 
sis erfolgen, können die Fachgremien die 
^ntscheidungsalternativen durchdenken 
upid damit die Konsequenzen verschiede- 
n&r Möglichkeiten deutlicher machen. 
Mach dem Statut der Bundes-CDU bildet 
der Bundesvorstand zu seiner Beratung 
Sundesfachausschüsse. Diese werden je- 
weils für die Zeit einer Legislaturperiode 
^es Deutschen Bundestages vom Gene- 
ralsekretär im Auftrag des Bundesvorstan- 
ds berufen. Bei dieser Berufung werden 
Vorschläge aller Landesverbände und 
Sundesvereinigungen berücksichtigt, da- 
mit bei den Beratungen ein Interessenaus- 
9'eich zwischen den verschiedenen Re- 
9ionen und zwischen den verschiedenen, 
durch die Vereinigungen repräsentierten 
Gruppierungen der Bevölkerung erfolgen 
Wtn. 
Mach der letzten Bundestagswahl und 
nach der Neuwahl des Bundesvorstandes 
Wurden in diesem Jahr alle Bundesfach- 
aUsschüsse neu berufen und in einer ge- 
meinsamen Sitzung der Bundesfachaus- 
Schuß-Vorsitzenden mit dem Generalse- 

kretär die Schwerpunkte der Arbeit fest- 
gelegt. 

Bundesfachausschuß „Innenpolitik" 

Vorsitzender: 
Innenminister Uwe Barschel 
Geschäftsführer: Jürgen Zander 
Arbeitsvorhaben (jeweils die Schwerpunk- 

te): 
Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Über- 
arbeitung des Konzeptes der CDU zur 
Ausländerpolitik aus dem Jahre 1977. 
In Zusammenarbeit mit anderen Bundes- 
fachausschüssen soll eine Vorlage zu den 
Ursachen der Gewalt und ihrer Überwin- 
dung in unserer Gesellschaft erstellt wer- 
den. 
Die Thesen der CDU für die Innere Sicher- 
heit der Bundesrepublik Deutschland sol- 
len angesichts der ständig steigenden Kri- 
minalitätszahlen auf ihre Aktualität über- 
prüft werden. 
Öffentlicher Dienst: 
Längerfristige   Einsparungen   im   öffentli- 
chen Dienst/Öffentliches Dienstrecht 
Stärkung der kommunalen Selbstverwal- 
tung. 
Bundesarbeitskreis  Christlich-Demokra- 
tischer Juristen (BACDJ) 
Vorsitzender: MdB Friedrich Vogel 
Geschäftsführer: Erhard Hackler 
Arbeitsvorhaben: 
Erarbeitung eines Positionspapiers „Juri- 
stenausbildung". 
Aktualisierung der Leitsätze des BACDJ 
zur Vereinheitlichung und Beschleunigung 
öffentlich-rechtlicher Rechtswege (VPO). 
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Neufassung des „Rechts- und Justizpoliti- 
schen Programms" der CDU unter Einbe- 
ziehung der „Karlsruher Erklärung zur 
Rechtspolitik". 

Beratung von Alternativen und Ände- 
rungsvorschlägen zum geltenden Ehe- 
und Familienrecht. 

Bundesfachausschuß „Sport" 

Vorsitzender: 
MdB Wolfgang Schäuble 
Geschäftsführer: Edelgard Schönau 
Arbeitsvorhaben: 
Sport für Behinderte. 

Leistungssportförderung/Überprüfung 
der bisherigen Förderungspraxis der Bun- 
desregierung. Ausarbeitung von Reform- 
vorschlägen. 

Förderung des Vereinssports/Hearing 
über Situation und Probleme der Sport- 
vereine in der Bundesrepublik Deutsch- 
land/Fortschreibung des CDU-Pro- 
gramms zur Förderung des Vereinssports. 

Bundesfachausschuß „Kulturpolitik" 

Vorsitzender: 
Kultusminister Peter Bendixen 
Geschäftsführer: Heiner Lueg 
Arbeitsvorhaben: 
Erarbeitung von Grundpositionen zur Fra- 
ge der Gesamtschule. 
Koordinierung der Bildungs- und Kultur- 
politik der CDU-regierten Länder. 

Bundesfachausschuß 
„Jugendpolitik" 
Vorsitzende: MdB Irmgard Karwatzki 
Geschäftsführer: Heiner Lueg 
Arbeitsvorhaben: 
Begleitung der Arbeit der Enquete-Kom- 
mission des Deutschen Bundestages Ju- 
gendprotest im demokratischen Staat". 
Stellung der CDU zu Fragen des Wehr- 
dienstes, des Kriegsdienstverweigerungs- 
rechtes, und der Ausgestaltung des Zivil- 
dienstes. 

Bundesfachausschuß 
„Wirtschaftspolitik" 

Vorsitzender: 
Minister Jürgen Westphal 
Geschäftsführerin: 
Margret Ladener-Malcher 
Arbeitsvorhaben: 
Programm zur Bekämpfung der Arbeits 
losigkeit (einschl. qualitative ArbeitsmarM1 

Politik in Abstimmung mit BfA „SozialpoÜ' 
tik"). 

Vermögensbildung (einschl. Privatisierung 
staatlichen Vermögens). 
Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft 
(Arbeitsaufträge sind durch den Bundes- 
parteitag zu erwarten). 

Steuerpolitisches Programm. 

Bundesfachausschuß „Städte- und 
Wohnungsbau" 

Vorsitzender: MdB Friedrich A. Jahn 
Geschäftsführer: Ludwig Simon 
Arbeitsvorhaben: 
Analyse  der Wohnungsmarktsituation  if] 
Ballungsgebieten. 
Ausarbeitung zu Lösungsvorschlägen 
zum Themenbereich „Bodenrecht und 
Städtebau". 

Bundesfachausschuß 
„Verkehrspolitik" 

Vorsitzender: MdB Dieter Schulte 
Geschäftsführer: Ludwig Simon 
Arbeitsvorhaben: 
Erarbeitung     eines     verkehrspolitischer1 

Programms. 
Thesen zum öffentlichen Personennahvef' 
kehr. 

Thesen zum Thema „Umwelt und Vef' 
kehr". 

Bundesfachausschuß „Energie und 
Umwelt" 
Vorsitzender: 
MdB Heinz Riesenhuber 
Geschäftsführer: Ludwig Simon 
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£rbeitsvorhaben: 
0rtschreibung    des    energiepolitischen 
rogramms. 

Erarbeitung einer Standortfibel (Umwelt- 
erträglichkeitsanalysen). 

^'elgruppengespräche mit den Kirchen 
^d dem Sachverständigenrat für Umwelt- 
en. 

^Undesfachausschuß „Agrarpolitik" 

°rsitzender: Minister Gerhard Weiser 
Geschäftsführer: Richard Stroick 
£rbeitsvorhaben: 
"eform der EG-Agrarpolitik (einschl. Än- 
derung und Ergänzung des CDU/CSU- 
^9rarprogramms). 
^atur-   und   Landschaftsschutz:    Erzeu- 
gung landwirtschaftlicher Produkte unter 
Monomischen   'und    ökologischen    Ge- 

s'chtspunkten. 

8undesfachausschuß „Sozialpolitik" 

^sitzender: 
^B Adolf Müller (Remscheid) 
Geschäftsführer: N. N. 
N>eitsvorhaben: 
Qualitative Arbeitsmarktpolitik 
Reform der Hinterbliebenenversorgung 
'nsparungen  bei Subventionen  und  Fi- 

nanzhilfen des Staates (in Zusammenar- 
eit mit dem Bundesfachausschuß Wirt- 

schaftspolitik). 
Konkretisierung eines Krankenversiche- 
Ur,gsbeitrages der Rentner. 
0rschläge zur Harmonisierung in der Al- 

ersversorgung. 

Jjndesfachausschuß 
Gesundheitspolitik" 

^sitzender: Prof. Dr. Fritz Beske 
Geschäftsführer: Gerda Lübbert 

eitsvorhaben: 
°stenentwicklung und Kostendämpfung 

^ Gesundheitswesen. 

Diskussion der Arbeit der konzertierten 
Aktion. 
Prävention und Gesundheitserziehung. 
Pflege und Intensivierung der Kontakte zu 
Verbänden und Institutionen auf nationaler 
und europäischer Ebene. 

Bundesfachausschuß 
„Familienpolitik" 

Vorsitzende: MdL Rita Waschbüsch 
Geschäftsführer: Annelies Klug 
Arbeitsvorhaben: 
In Ausführung des Arbeitsprogramms 
„Aufgaben der 80er Jahre" des Bundes- 
parteitages in Mannheim: Überschaubare 
und wirksame Regelung des Familienla- 
stenausgleichs/Familie und Arbeitswelt. 
Aktualisierung der Bilanz der kinder- und 
familienfreundlichen Politik der CDU in 
Bund und Ländern. 

Bundesfachausschuß „Außenpolitik" 

Vorsitzender: MdB Alois Mertes 
Geschäftsführer: Hans-Jürgen Kaack 
Arbeitsvorhaben: 
Friedenssicherung   durch   Abschreckung 
und Rüstungskontrolle. 

Bundesfachausschuß 
„Sicherheitspolitik" 

Vorsitzender: MdB Harm Dallmeyer 
Geschäftsführer: Hans-Jürgen Kaack 
Arbeitsvorhaben: 
Schule und Friedensdiskussion 
Verteidigungsbereitschaft bei verringerten 
Mitteln. 

Bundesfachausschuß 
„Entwicklungspolitik" 

Vorsitzender: Senator Elmar Pieroth 
Geschäftsführer: Hans-Jürgen Kaack 
Arbeitsvorhaben: 
Aktualisierung     des     entwicklungspoliti- 
schen Konzeptes der CDU. 

Entwicklungspolitik als Teil einer weltwei- 
ten Friedenspolitik. 
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Willkommener Gast 
Kohl erlag nicht der Versuchung, als reiner Par- 
teipolitiker nach Washington zu reisen, hier 
Stimmung gegen die Bonner Koalition zu ma- 
chen, um mit nützlichen Zitaten für die innen- 
politische Auseinandersetzung zurückzukeh- 
ren. Wohlweislich hat sich Kohl eher in der Rol- 
le eines Staatsmannes gesehen, der die Grund- 
züge der Außen- und Sicherheitspolitik der 
Bundesregierung wie auch der Opposition be- 
schrieb. 
Neue Osnabrücker Zeitung, 17. Oktober 1981 

Es muß ein beruhigendes Gefühl für Ronald 
Reagan und seine Mannschaft sein, einen der 
konservativen Tradition verpflichteten Politiker 
wie Helmut Kohl in Bonn zu wissen. 

Handelsblatt, 19. Oktober 1981 

Mit allen Ehren und offenen Armen, beinahe wie 
ein Regierungschef ist der Bonner Opposi- 
tionsführer Helmut Kohl in den Vereinigten 
Staaten empfangen worden. Bis hinauf zu US- 
Präsident Ronald Reagan ließen es sich die 
maßgeblichen amerikanischen Politiker nicht 
nehmen, den CDU-Vorsitzenden als kompeten- 
ten Gesprächspartner und Freund der USA zu 
begrüßen. In früheren Jahren, für Kohl selbst 
und auch für seine Vorgänger an der Spitze der 

parlamentarischen Opposition aller Farben ^ 
solches keineswegs selbstverständlich. 

Kölnische Rundschau, 17. Oktober 19" 

Selten hat der Oppositionsführer eines verbtf 
deten Landes der USA in Washington so aü 
merksame Zuhörer gefunden wie Helmut Ko<\ 
der Vorsitzende der Christlich Demokratisch^ 
Union Die Welt, 19. Oktober 19» 

Kohls Besuch findet besondere Aufmerksam 
keit, weil die Friedensbewegung in WashingJ0 

Zweifel an der Solidarität des deutschen BüPc 

nispartners weckt, der jahrelang als Mustß 
schüler der NATO galt. 
Die Erkrankung des Bundeskanzlers, über d> 
die amerikanische Presse ausführlich berichte 
erhöht das Interesse an dem konservativen ß' 
suchen Amerikanische Beobachter stellen e 
Auseinanderbrechen der Bonner Koalition fl 
1984 jetzt vorsorglich in Rechnung. 

DFS, 16. Oktober 1$ 

Bei dieser seiner vierten Reise nach Ame$' 
erfährt er (Kohl) so viel Aufmerksamkeit wie ^ 
zuvor. Die Senatoren und Minister, die Gewe1* 
Schaftsführer und Wirtschaftsexperten woHe 

gerne mal von der politischen Gegenseite '. 
Deutschland hören, ob der Neutralismus '{ 
Partnerland eine Chance hat, wie das (mit d& 
Ostpolitik ist und wie weit der Handel mit dl 

Sowjetunion führt. Außerdem zahlt sich aW- 
daß die Christdemokraten intensiven Konta[ 
mit den Republikanern pflegten, schon lanS, 
vor ihrem Wahlsieg.        ZDF, 16. Oktober 19" 
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